
73 Jahre Vertreibung sind kein Grund 
zum Feiern – Freiheit für Palästina!
Stellungnahme zum 14. Mai 2021

In wenigen Tagen feiern die Zionisten und ihre

westlichen  Verbündeten  den 73.  Geburtstag  des

Staates  Israel,  der  am  14.  Mai  1948  gegründet

wurde. Für Millionen Menschen weltweit aber ist

es der Tag der Nakba, der palästinensischen Kata-

strophe. Als Kommunisten stehen wir an der Seite

der Unterdrückten, daher steht für uns dieses Da-

tum für die  anhaltende Vertreibung der Palästi-

nenser.

Die Nakba ist nicht vorbei

Während der Nakba 1947 bis 1949 wurden mehr

als 700.000 Palästinenser durch die zionistischen

Kolonialtruppen aus ihren Häusern und Dörfern

vertrieben.  Tausende  wurden  ermordet. Diese

ethnische Säuberung war der blutige Geburtsakt

des  israelischen  Staates  –  und  er  war  nur  der

Auftakt zu weiteren Aggressionen des Zionismus

im Nahen und Mittleren Osten. Daher haben die

Palästinenser recht, wenn sie sagen, dass die Nak-

ba in Wahrheit nie beendet wurde.  Was aktuell

im Stadtteil Sheikh Jarrah in Jerusalem geschieht,

macht das deutlich: Die israelische Regierung, die

Gerichte, die Sicherheitsbehörden und die Siedler

arbeiten aufs Engste zusammen, um palästinensi-

sche Familien aus ihren Häusern zu vertreiben.

Protest  und Widerstand werden  mit  Gewalt  ge-

brochen. Sheikh  Jarrah  ist  die  Fortsetzung  der

Nakba!

Internationalismus verteidigen! 

Häufig wird die Frage gestellt, wieso sich immer

wieder alles um den sogenannten Nahostkonflikt

dreht.  Wieso sprechen wir nicht über Kaschmir

oder die Westsahara? Nun, auch das tun wir. Aber

das ist kein Argument, sich nicht zum Palästina-

konflikt  zu  verhalten.  Vor  allem  aber  verkennt

eine solche Frage, dass der Palästinakonflikt eine

besondere Dimension hat, gerade hier in Deutsch-

land. Damit meinen wir nicht die »besondere Ver-

antwortung« Deutschlands für Israel, von der die

bürgerlichen,  pro-zionistischen  und  imperialis-

tischen Politiker und Medien schwadronieren. Sie

reduzieren den deutschen Faschismus gezielt auf

seinen  Antisemitismus,  um  Israel  vor  jeglicher

Kritik  abzuschirmen und zugleich Roma weiter-

hin zu diskriminieren, gegen Russland aufzurüs-

ten, ehemaligen KZ-Gefangenen die Rente zu ver-

wehren,  alte  und  neue  Nazis  zu  schützen  und

Kommunismus mit Faschismus gleichzusetzen. 

Nein, es geht um die Tatsache, dass der Palästina-

konflikt in der BRD innenpolitisch instrumentali-

siert  wird,  um linke  Grundpositionen zu  unter-

graben  und  zu  diskreditieren:  Israel  ist  ein  zu-

tiefst rassistischer Kolonialstaat. Israel ist ein ex-

trem aggressiver Staat, eine Atommacht mit einer

hochmilitarisierten Gesellschaft und mit einer Ar-

mee,  in der nahezu die gesamte nicht-arabische

Bevölkerung Dienst leisten muss und die ihre Auf-

standsbekämpfungstaktiken und neue Waffensys-

teme  regelmäßig  an  den  Palästinensern  testet.

Und doch trauen sich aufgrund der zunehmend

hysterischer  werdenden  Hetze  immer  weniger

Menschen, den dortigen Rassismus und die israe-

lische Kriegspolitik anzuprangern. Ja nicht einmal

dann, wenn Deutschland Waffen an dieses hoch-

gerüstete Land liefert, wird annähernd ähnlicher

Protest  geäußert,  wie wenn dieselben Rüstungs-

güter an andere Verbündete wie die Türkei oder

Saudi-Arabien  gehen.  Es  geht  also  darum,  dass

wir hier  im Zentrum des westlichen Imperialis-

mus  nicht  mehr  Stellung  beziehen sollen  gegen

Krieg und Rassismus! Wer dies doch tut, dem wer-

den Räume verweigert, dessen Ruf wird öffentlich

ruiniert – seit der Antisemitismus-Resolution des
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Bundestages sind zumindest theoretisch sogar Ab-

schiebungen  wegen  als  Antisemitismus  klassifi-

zierter Kritik an Israel möglich! 

Diese Diffamierungskampagnen reichen weit hin-

ein  in  die  politische  Linke  und  in  die  Gewerk-

schaften. Sie dienen der Schwächung internatio-

nalistischer  und klassenkämpferischer  Kräfte  in

der Arbeiterbewegung. Ausdruck davon sind die

Anti-BDS-Resolutionen  etwa  der  DGB-  und  der

Verdi-Jugend.  Aber  auch  auf  Demonstrationen

kommt es regelmäßig zu Konflikten,  Anfeindun-

gen  und  Ausschlüssen,  wenn  Palästina-Flaggen

gezeigt werden. Der B.Z. reichten solche Fahnen

kürzlich, um zu behaupten, auf dem 1. Mai in Ber-

lin seien »Judenhasser« mitgelaufen. Um das The-

ma zu umgehen, gibt es seit vielen Jahren  »Natio-

nalfahnen-Verbote«  auf  linken  Demos.  Diese

schlecht versteckte Entsolidarisierung mit einem

unterdrückten Volk kann für uns nur Anlass sein,

die Fahne Palästinas noch höher zu halten!

Solidarität bedeutet Klarheit und Selbstkritik 

Unsere Solidarität jedoch muss in ihrer Form klar

und konkret sein. So eindeutig das Bekenntnis der

Kommunisten zur Solidarität mit dem palästinen-

sischen Befreiungskampf ist, so unkonkret ist die-

se Solidarität häufig. 

Palästina  ist  eine  unterdrückte  Nation,  eine der

letzten  Kolonien  des  westlichen  Imperialismus.

Das heißt, es ist die nationale Befreiung, die in Pa-

lästina auf der Tagesordnung steht.  Diese Tatsa-

che  hat  sich  seit  hundert  Jahren,  als

die Kommunistische Internationale auf ihrem Kon-

gress der Völker des Ostens die antikoloniale Re-

volution ausrief. nicht geändert. Der Volkswider-

stand  in  Palästina  hat  seit  je  her  verschiedene

Formen angenommen –  vom friedlichen Protest

über den Generalstreik bis hin zum bewaffneten

Kampf. All diese Formen des Widerstands sind le-

gitim.  Der  Widerstand  ist  breit  –  er  umfasst

Bauern und Arbeiter wie auch Kleinbürger, natio-

nalistische wie auch sozialistische Kräfte, Säkula-

re wie auch Religiöse. Auf der Grundlage des Ziels

der  nationalen  Befreiung  gilt  unsere  Solidarität

grundsätzlich  all  diesen  Kräften.  Die  Gleichset-

zung  etwa  islamischer  Widerstandsorganisatio-

nen mit  den zionistischen Kolonisatoren lehnen

wir ab.

Trotzdem  gibt  es  für  uns,  wie  auch  für  die

kommunistische Bewegung insgesamt, notwendi-

ge Fragen, die wir klären müssen, wenn wir unse-

re Solidarität ernst meinen: Welchen palästinensi-

schen und auch israelischen Kräften gilt  unsere

Unterstützung, welche Strategie für die Befreiung

ist die richtige? Dafür müssen wir uns mit prinzi-

piellen  Fragen,  etwa  nach  dem  Charakter  des

Staates Israel als Siedlerkolonie,  auseinanderset-

zen.  Aber  auch  Dogmen  wie  die  Zweistaatenlö-

sung,  an der offiziell  fast  alle  kommunistischen

Kräfte  festhalten,  gilt  es  zu  hinterfragen.  Damit

einhergehen muss  die  kritische  Auseinanderset-

zung mit unserer eigenen Geschichte: Wir geden-

ken heute der Nakba, die ein grausames Unrecht

und ein Akt imperialistischer Aggression war. Tat-

sache ist jedoch, dass die Sowjetunion der Teilung

Palästinas 1947 in der UNO zustimmte und dass

die  Tschechoslowakei,  die  damals  unter  sowje-

tischem Einfluss stand, die zionistischen Milizen

aufrüstete und militärisch unterstützte. Dieses Ka-

pitel  unserer  Geschichte  wird  zumeist  totge-

schwiegen oder aber relativiert. Wir werden aber

nicht umhin kommen, uns mit ihm auseinander-

zusetzen und gegebenenfalls Selbstkritik zu leis-

ten. Dieser  kritische  Blick  zurück  ist  notwendig,

um alte Fehler nicht zu wiederholen und für die

Zukunft die richtige Strategie gegen den Imperia-

lismus und im Sinne einer konsequenten Solidari-

tät mit den Palästinensern zu erarbeiten.

Es lebe der Befreiungskampf des palästinensi-
schen Volkes! 

Hoch die internationale Solidarität! 
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